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„Die Sache ist unpraktisch geworden, weil Rechtslehrer 
und Gesetzgeber jetzt meistens die Confiscation als 
Strafe überhaupt verwerfen  und in der That keine Ge-
fahr vorhanden ist, daß man je darauf zurückkomme, 
soweit die deutsche Wissenschaft reicht." 

Wilhelm  Eugen  von Gonzenbach (1857) 

Einführung 

Durch Art. I des ,,Gesetz[es] zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels 
und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität (OrgKG)" vom 
15. Juli 19921 wurde die Vermögensstrafe in § 43a des Strafgesetzbuches einge-
fügt. Inhalt und Anwendungsbereich dieser neuen Sanktion werden dort im we-
sentlichen wie folgt bestimmt: 

„Verweist das Gesetz auf diese Vorschrift,  so kann das Gericht neben einer lebenslangen 
oder einer zeitigen Freiheitsstrafe  von mehr als zwei Jahren auf Zahlung eines Geldbetra-
ges erkennen, dessen Höhe durch den Wert des Vermögens des Täters begrenzt ist (Vermö-
gensstrafe)." 

Formal zeigt sich diese Sanktion damit zwar als Geldstrafe. Tatsächlich aber 
verbirgt sich hinter dieser „Geldstrafe" nichts wesentlich anderes als die Strafe der 
allgemeinen (anteiligen oder totalen) Vermögenskonfiskation. Denn ob der straf-
weise Zugriff  auf das Vermögen des Täters unmittelbar durch Einziehung erfolgt 
oder mittelbar durch Auferlegung einer Geldleistungspflicht, die sich ausschließ-
lich am Vermögensbestand des Straftäters orientiert, ist ein für die Wirkung dieser 
Sanktion vollkommen unerheblicher rechtstechnischer Unterschied2. 

Auslöser der gesetzgeberischen Initiative zur Verabschiedung des OrgKG3 und 
damit der Einführung der Vermögensstrafe war die zunehmend als ernsthafte Be-

1 BGBL I, S. 1302. 
2 Eser,  Gewinnabschöpfung, S. 837 f.; vgl. Köhler/Beck,  JZ 1991, S. 797; Strate,  StV 

1992, S. 32; Krey/Dierlamm,  JR 1992, S. 356; Strafrechtsausschuß  des DAV,  AnwBl. 1990, 
S. 247; Jürgen  Meyer,  Vermögensstrafe,  S. 569; zur Vergleichbarkeit der Vermögenskonfiska-
tion mit § 43a StGB aufgrund der zu ihrer Durchsetzung vorgesehenen strafprozessualen  Be-
fugnisse vgl. Jung,  Vermögensstrafe,  S. 41 ff.  Zur Unterscheidung im Hinblick auf Art. 14 
GG vgl. aber ζ. B. Weßlau,  StV 1991, S. 234. Zur jeweils unterschiedlich interpretierten 
Rechtsnatur, Intention und Konzeption des § 43a StGB vgl. einerseits BGHSt 41, S. 20 (24) 
= StV 1995, S. 245 (246) = JR 1995, S. 340 (341) = NStZ 1995, S. 333, andererseits Park, 
Vermögensstrafe,  S. 32 ff.;  ders.,  JR 1995, S. 343 ff.  sowie Hörnle,  Vermögensstrafe,  S. 343 ff. 
An zuletzt erschiener Literatur zu § 43a StGB ist hinzuweisen auf Ries,  Vermögensstrafe; 
Liedke,  Vermögensstrafe;  Thiele,  Vermögensstrafe;  Langer,  Vermögensstrafe;  Kollmar,  Ver-
mögensstrafe. 

3 Zum Gesetzgebungsverfahren  vgl. Tröndle/Fischer,  StGB, § 43a, Anm. 2. 
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drohung empfundene Gefährdung durch die Organisierte Kriminalität4. Die Orga-
nisierte Kriminalität, so heißt es, sei zu einer Herausforderung  für Staat und Ge-
sellschaft geworden5, die sich insbesondere in der Gefahr der Unterwanderung und 
Korrumpierung ihrer Institutionen manifestiere6. 

Unter anderem durch die Vermögensstrafe7 soll nunmehr der Bereich der Orga-
nisierten Kriminalität effektiver  bekämpft werden können. Die an diese Sanktion 
geknüpften Erwartungen sind vielschichtig: Der Organisierten Kriminalität soll die 
wirtschaftliche Basis für weitere verbrecherische Aktivitäten genommen, Tatge-
winne sollen abgeschöpft (und zwar dort, wo ihre deliktische Herkunft nicht nach-
weisbar ist), die Abschreckungswirkung gegenüber potentiellen aus Profitgier  han-
delnden Tätern erhöht und eine wirksame Bestrafung tatsächlicher Delinquenten 
ermöglicht werden8. 

Schon während des Gesetzgebungsverfahrens war die Einführung der Vermö-
gensstrafe im juristischen Schrifttum heftiger Kritik ausgesetzt. Die gegen diese 
Sanktion vorgebrachten Einwände waren vorwiegend verfassungsrechtlicher,  kri-
minalpolitischer und rechtsdogmatischer Art9. Darüber hinaus wurden aber auch 
auffallend viele Stimmen laut, die diese Sanktion aus historischer Perspektive kri-
tisierten und auf unheilvolle Erfahrungen mit der Vermögensstrafe in der Vergan-
genheit hinwiesen. Als „historischer  Rückfall"  zu einer „längst  überwunden 
geglaubten" 10, „geschichtlich  hochbelasteten  Sanktion" u wurde die Einführung 
der Vermögensstrafe bezeichnet. Im einzelnen berief und beruft man sich insofern 
auf folgende aus der Geschichte gewonnene Einsichten. 

Die erste historische Hypothek der Vermögensstrafe wird in der Anfälligkeit die-
ser Sanktion für politische und fiskalische Mißbräuche gesehen. Als derartige Miß-
bräuche werden dabei Anwendungen der Vermögensstrafe unter Einbeziehung von 
Absichten verstanden, die nach heutigem Verständnis als strafrechtsextern  zu klas-

4 Zur inhaltlichen Unbestimmtheit des Begriffs  Organisierte Kriminalität vgl. Park,  Ver-
mögensstrafe, S. 23 ff. 

5 BTDrucks.  12/989 vom 25. Juli 1991, S. 1. 
6 Vgl. Krey/Dierlamm,  JR 1993, S. 353. 
7 Zu den weiteren durch das OrgKG vorgenommenen materiell-rechtlichen Neuerungen 

vgl. Krey/Dierlamm,  JR 1993, S. 353 ff. 
8 Vgl. insbesondere BTDrucks.  12/989, S. 1: „Triebfederßr  die  Organisierte  Kriminali-

tät  ist  das Gewinnstreben.  Eine  wirksame  Bekämpfung  hat daher  bei der  Abschöpfung  dieser 
Gewinne  anzusetzen.  Mit  dem Zugriff  auf  die  Tatgewinne  soll  den Straftätern  zugleich  auch 
das Investitionskapital  für  die  Begehung weiterer  Straftaten  entzogen  werden.  ";  vgl. auch eb-
da., S. 23; Strate,  StV 1992, S. 30 f.; Eser,  Gewinnabschöpfung, S. 835; Krey/Dierlamm,  JR 
1993, S. 355 f. 

9 Insbesondere Verstöße gegen das Schuldprinzip, die Unschuldsvermutung, Art. 14 GG, 
das Bestimmtheitsgebot und das Resozialisierungsprinzip werden geltend gemacht, vgl. zu-
sammenfassend Barton/Park,  StV 1995, S. 17 f. 

10 Eser,  Gewinnabschöpfung, S. 836. 
11 Jürgen  Meyer,  Vermögensstrafe,  S. 569. 
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sifizieren sind. So wird geltend gemacht, die Vermögensstrafe habe einerseits als 
Instrument eines „Kampfzweckstrafrechts"  zur wirtschaftlichen Vernichtung (poli-
tischer) Gegner gedient. Andererseits sei sie ein willkommenes Mittel gewesen, 
fiskalischen Nutzen aus der Auferlegung dieser Sanktion zu ziehen: Im Laufe der 
Geschichte habe die Vermögensstrafe ihre gefährliche Tendenz offenbart,  von den 
jeweiligen Herrschern oder Staaten zum Zweck der Bereicherung auferlegt zu wer-
den. 

Um Beispiele hierfür  zu finden, geht man indes zunächst weit zurück. Schon 
ägyptische und mosaische Könige, aber auch die Potentaten im alten Athen und in 
Rom hätten sich an den Straftaten ihrer Untertanen maßlos bereichert und nicht 
schlecht davon gelebt12. Aber auch anhand eines Beispiels aus der jüngeren Ver-
gangenheit wird versucht, diese These zu belegen. Noch das „Gesetz zur Änderung 
von Vorschriften des Strafrechts und des Strafverfahrens"  (Verratsnovelle) vom 
24. April 193413, durch das die Vermögenseinziehung als Strafe für Urheber und 
Rädelsführer  hoch- und landesverräterischer Umtriebe in das StGB eingeführt wor-
den war, sei in weitem Umfang in der Absicht angewandt worden, Zugriff  auf das 
Vermögen der Angeklagten zu nehmen. Dieser Mißbrauch sei es schließlich gewe-
sen, der zur Aufhebung dieser Strafart  durch die Alliierten geführt habe: 

„Wegen des bekannten Mißbrauchs dieser Vorschrift  nicht zuletzt gegen zahlreiche jüdi-
sche Mitbürger wurde sie bald nach Kriegsende durch das Kontrollratsgesetz Nr. 11 vom 
30. Januar 1946 ersatzlos gestrichen."14 

Neben den aufgezeigten Gefahren ihres Mißbrauchs wird zudem auf die Ab-
schaffung der Vermögensstrafe in Deutschland im Verlaufe des 19. Jahrhunderts 
hingewiesen15: Die hinter dieser Abschaffung stehende Motivlage sei auch heute 
noch beachtenswert. In der Akzentuierung der für die Beseitigung der Vermögens-
strafe tatsächlich ausschlaggebenden Umstände bestehen allerdings Differenzen. 

Zum einen wird die Unvereinbarkeit der Vermögensstrafe mit den sich im 
19. Jahrhundert etablierenden grundlegenden Prinzipien des Schuldstrafrechts und 
der Resozialisierung hervorgehoben. Diese Prinzipien wurzeln letztlich in der seit 
dem Zeitalter der Aufklärung erstarkenden Anerkennung der Würde des Men-
schen. Daraus ergeben sich grundlegende Anforderungen an das moderne Straf-
recht. Die Menschenwürde und damit die unanfechtbare Subjektqualität des Men-
schen verbiete es, den Straftäter  bei der Auferlegung der Strafe zum Objekt staat-
licher Zweckmäßigkeitserwägungen herabzustufen. Aus dieser Perspektive kann 
Maßstab der Strafzumessung allein die Schuld die Delinquenten, nicht etwa das 

12 Jürgen  Meyer,  Vermögensstrafe,  S. 569; Park,  Vermögensstrafe,  S. 105; vgl. ferner 
Seile,  wistra 1993, S. 217; Weßlau,  StV 1991, S. 234; Krey/Dierlamm,  JR 1992, S. 356. 

13 RGBL 1934, Teil I, S. 341. 
14 Jürgen  Meyer,  Vermögensstrafe,  S. 569. Vgl. ders.,  ZRP 1990, S. 87; Park,  Vermögens-

strafe, S. 105; Jung,  Vermögensstrafe,  S. 114 ff.;  ferner  Krey/Dierlamm,  JR 1992, S. 356; 
Weßlau,  StV 1991, S. 234; Eser,  Gewinnabschöpfung, S. 837. 

15 Vgl. etwa Strafrechtsausschuß  des DAY,  AnwBl. 1990, S. 248. 


